
Das Individuum erscheint „von der Gesellschaft ab­
getrennt“, und dann wird „durch zweiseitige Rechts­
verhältnisse erst das Verhältnis von Individuum und 
Gesellschaft wdederhergestellt.“8 9 Der Mensch wird recht­
lich erfaßt als isolierter Träger privater Rechte und 
Pflichten, deren Wahrnehmung und Erfüllung dem pri­
vaten Vermögensinteresse des Rechtsinhabers an der 
Durchsetzung seines subjektiven Rechts anheimgestellt 
werden. Diese alte und noch nicht überwundene Be­
trachtungsweise beruht für den Bereich des Zivilrechts 
auf der Vorstellung, daß das Regulativ der mensch­
lichen Beziehungen (nicht nur der vertraglichen Aus­
tauschbeziehungen), das egoistische individualistische 
Interesse von Rechtssubjekten sei. Diese Vorstellung ist 
der bürgerlichen Gesellschaft durchaus adäquat, hat 
jene Gesellschaft doch „kein anderes Band zwischen 
Mensch und Mensch übriggelassen als das nackte Inter­
esse, als die gefühllose ,bare Zahlung“.“9

Dieser Entfremdung, Vereinzelung, Entpersönlichung 
der Menschen mit ihren individualistischen Interessen 
gegenüber der bürgerlichen Gesellschaft, die nur der 
herrschenden Klasse zugute kam, hat die Arbeiterklasse 
im Klassenkampf unter der Führung ihrer Partei ein 
neues Verhältnis der Menschen zueinander, hat sie eine 
neue Moral entwickelt und entgegengesetzt. Dieses neue 
Verhältnis und diese neuen Moralnormen werden — 
nachdem die Arbeiterklasse die Macht ergriffen hat — 
zum Allgemeingut der Gesellschaft. Sie bestimmen das 
Gesicht der sozialistischen Gesellschaft.

Der einzelne tritt der neuen Gesellschaft nicht mehr 
als Inhaber einer Rechtsstellung gegenüber, die er 
gegen die Gesellschaft zu behaupten und durchzusetzen 
um seiner Existenz willen genötigt ist. Vielmehr sind 
die Wahrnehmung, der Schutz und die Verwirklichung 
der Interessen der Mitglieder der Gesellschaft, der 
werktätigen Menschen nichts anderes als der Schutz 
und die Verwirklichung der Interessen der Gesell­
schaft. Der einzelne als Glied dieser Gesellschaft 
nimmt mit ihren Interessen zugleich seine persönlichen 
Interessen wahr. Der Gegensatz zwischen Individuum 
und Gesellschaft wird aufgehoben. Das persönliche 
Interesse stimmt mit dem gesellschaftlichen Interesse 
überein, beide werden zur Interesseneinheit.

Damit wandelt sich auch die Rechtsstellung des Bür­
gers im Zivilrecht. Seine Rechtsstellung, seine rechtlich 
geregelte Beziehung zur Gesellschaft wird im Gegensatz 
zur bürgerlichen Gesellschaft durch die Grundsätze der 
sozialistischen Moral bestimmt und ist Ausdruck und 
Bestandteil der universellen gesellschaftlichen Beziehun­
gen kameradschaftlicher Zusammenarbeit und gegen­
seitiger Hilfe. Er ist nicht isoliertes Rechts- und Ver­
mögenssubjekt.

Die neue Stellung des Bürgers kann nicht mehr wie 
bisher mit den einzelnen Kriterien der Rechts-, Ge­
schäfts- und Deliktsfähigkeit, des Wohnsitzes und der 
Todeserklärung rechtlich erfaßt werden. Sie muß viel­
mehr eingeordnet werden in die allgemeinen sittlichen 
und rechtlichen Verhaltensregeln, die für die persön­
lichen und Vermögensbeziehungen der Bürger in der 
sozialistischen Gesellschaft gelten.

Demgemäß kann auch die Pflichtverletzung, die Ver­
antwortlichkeit für Schadenszufügung, im künftigen 
Zivilrecht nicht mehr die selbständige Grundlage für 
die rechtliche Anerkennung einer scheinbar erst durch 
die Schädigung entstehenden gesellschaftlichen Bezie­
hung bilden, wie dies in der bisherigen Regelung der 
unerlaubten Handlung der Fall ist.

Das bürgerliche Privatrecht konnte, da es das Rechts­
subjekt nur in seiner Vereinzelung erfaßte, außer dem 
Vertrag erst den Konfliktfall als Entstehungsgrund 
einer Beziehung zwischen isolierten Rechtssubjekten 
begreifen. Wie es das Privateigentum nicht als gesell­
schaftliches Verhältnis anerkannte, sondern als Ver­
hältnis zwischen Mensch und Sache deklarierte, so igno­
rierte es die gesellschaftlichen Verhältnisse überhaupt.

Demgegenüber kann das neue Zivilrecht die allge­
meinen zivilrechtlichen Verhaltensregeln, die Pflichten 
der Bürger zur Achtung der Persönlichkeit, des Lebens, 
der Gesundheit ihrer Mitbürger, zur Achtung vor dem
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gesellschaftlichen und dem persönlichen Eigentum nicht 
unter dem bloßen Gesichtspunkt der Schadensregulie­
rung für den Konfliktfall und damit unter dem nega­
tiven Aspekt des vorliegenden Tatbestandes einer 
Rechtsverletzung erfassen. Diese Moral- und Rechts­
pflichten entstehen ja nicht erst als Wiedergut­
machungspflichten bei ihrer Verletzung. Sie bezeichnen 
vielmehr das geregelte gesellschaftliche Verhältnis und 
bilden seinen Inhalt. Diese allgemeinen sittlichen und 
rechtlichen Pflichten und Verhaltensregeln drücken die 
neue Stellung des Bürgers im Zivilrecht aus. Die Rechts­
stellung des Bürgers sollte daher im Zusammenhang 
mit den allgemeinen zivilrechtlichen Verhaltensregeln 
gesehen und normiert werden. Sie verliert damit den 
Charakter ihrer bisherigen Isolierung von der Gesell­
schaft.

Zu diesem Komplex gehören ferner die Verhältnisse 
der uneigennützigen Wahrnehmung der Interessen 
anderer oder gemeinsamer Interessen, soweit sie einer 
rechtlichen Erfassung bedürfen. Auch hierbei ist nicht 
entscheidend, ob diese Verhältnisse vertraglich geregelt 
werden oder nicht (Auftrag, Stellvertretung, Geschäfts­
führung ohne Auftrag usw.). Sie sind rechtlich als ge­
sellschaftliche Verhältnisse und nicht mehr als isolierte 
und zufällige Beziehungen zwischen einzelnen Indivi­
duen zu behandeln.

Ebenso bei diesen Grundsätzen der Stellung des 
Bürgers innerhalb der vom Zivilrecht geregelten sozia­
listischen Verhältnisse wie bei der daran anknüpfen­
den10 Regelung des persönlichen Eigentums und der 
weiterhin zu regelnden Verhältnisse bei der unmittel­
baren Bedürfnisbefriedigung — die oben dargestellt 
wurden — ist eine Lösung von den alten, privatrecht­
lichen Vorstellungen erforderlich. Die Überwindung 
der Abstraktion der rechtlichen Regeln von der gesell­
schaftlichen Wirklichkeit, die Überwindung der Vor­
stellung abstrakter, von der Gesellschaft isolierter 
Rechtssubjekte, die erst durch Verträge oder durch 
unerlaubte Handlungen mit anderen Rechtssubjekten 
und damit zur Gesellschaft in Beziehung gesetzt wer­
den, die Überwindung der Entfremdung des Indivi­
duums von der Gesellschaft auch in den statuierten 
Rechtsverhältnissen und ihre Rüdeführung auf die 
wirklichen, der Regelung zugrunde liegenden gesell­
schaftlichen Verhältnisse erfordern die Aufgabe tief 
verwurzelter juristischer Grundvorstellungen, die der 
Reflex der alten Gesellschaft sind. Dieses Umdenken 
ist Hinwendung zur sozialistischen Wirklichkeit und 
ermöglicht den vollen Einsatz des Zivilrechts, um im 
Einklang mit der sich gesetzmäßig vollziehenden Ent­
wicklung und sie fördernd die Menschen aus ihrer 
Isolierung zu befreien und ihre schöpferischen Fähig­
keiten und Kräfte zugleich als gesellschaftliche Kraft 
voll zu erschließen.

io Es wird hier nicht der Aufbau des Systems der künftigen 
Regelung vorgezeichnet, vielmehr soUen hier die Grundfragen 
und Probleme der Neugestaltung gezeigt werden.

Errichtung der Arthur-Kanger-Stiftung
Beim Institut für Kriminalistik der Humboldt-Universität 

zu Berlin wurde von Herrn Prof. em. A. Kanger, dem 
Begründer und ehemaligen Direktor dieses Instituts, eine 
Stiftung errichtet. Die „Arthur-Kanger-Stiftung“ dient — 
wie es in § 1 der Satzung heißt — „der Förderung des 
Fortschritts der Wissenschaft .Kriminalistik’ in der Deut­
schen Demokratischen Republik durch Verleihung einer 
Geldprämie für die jeweils beste Arbeit auf diesem 
Gebiet“.

Die Prämiierung erfolgt alle zwei Jahre durch Ver­
leihung einer Geldprämie in Höhe von 1000,— DM und 
einer entsprechenden Urkunde. Empfänger der Prämie 
können nicht nur wissenschaftliche Mitarbeiter der Hoch- 
schuleinrichtuingen für Kriminalistik sein, sondern auch 
Praktiker. Die Prämiierung erfolgt für Arbeiten auf dem 
Gebiet der Kriminalistik, die einen hohen wissenschaft­
lichen Wert besitzen (§ 3 der Satzung). Hierbei kann es 
sich um Kollektivarbeiten oder solche von Einzelpersonen 
handeln (§ 6 der Satzung).

Die Prüfung der Prämiierungsvorschläge, die von den 
Leitern der kriminalistischen Hochschuleinrichtungen zu 
unterbreiten sind, wird von einem Prämiierungsausschuß 
vorgenommen, der sich zusammensetzt aus dem jeweiligen 
Direktor des Instituts für Kriminalistik (als Vorsitzen­
dem), dem Direktor des Instituts für Strafrecht und dem 
Dekan der Juristischen Fakultät der Humboldt-Universität.
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